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Kleine Anfrage des Abgeordneten Jens Hentschel-Thöricht
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Drs.-Nr.: 8/7508

Thema: Aktueller Stand des Zivil- und Katastrophenschutzes hin-

sichtlich des „Operationsplan Deutschland“ in Sachsen

Sehr geehrter Herr Präsident,

namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die

Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1:
Welche Maßnahmen der Konzeption „Zivile Verteidigung“, des „Opera-

tionsplan Deutschland“ oder vergleichbarer Planungen werden derzeit

durch den Freistaat Sachsen umgesetzt?

Ein wesentlicher Bestandteil der Zivilen Verteidigung ist die Aufgabe der

Zivilen Alarmplanung. Diese ist durch alle Behörden, von den Bundesres-

sorts über die obersten Landesbehörden und bis zu den Gemeinden, im

eigenen Zuständigkeitsbereich wahrzunehmen. In Sachsen ist für die Koor-

dinierung der Umsetzung der Zivilen Alarmplanung nach der Richtlinie des

Bundes (RL ZAP) das im April 2026 im SMI neu gebildete Referat 46 „Zivil-

schutz“ zuständig, welches auch die Aufgaben der „Zentralen Stelle“ auf

Landesebene übernimmt.

Eine erste Information der Ressorts zur Umsetzung der Zivilen Alarmpla-

nung auf Landesebene erfolgte am 27. Mai 2026 durch das Staatsministeri-

um des Innern. Die kommunale Ebene unter Beteiligung des Sächsischen

Landkreistages e. V. und des Sächsischen Städte- und Gemeindetages e.

V. ist hierüber und zu Vorbereitungsmaßnahmen im Rahmen einer ersten

Informationsveranstaltung am 20. April 2026 informiert worden.

Eine Umsetzungskonzeption ist gegenwärtig in Arbeit. Eine einleitende res-

sortübergreifende Veranstaltung unter Beteiligung des Bundesamtes für

Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) findet im Oktober 2026

statt. Vertreter der kommunalen Spitzenverbände werden hinzugezogen,

um die kommunale Ebene von Beginn an mitzunehmen.
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Weitere Handlungsfelder ergeben sich in Abhängigkeit der Bund-Länder-Abstimmun-

gen sowie der Rechtsfortbildung zur Zivilen Verteidigung. In diesem Zusammenhang

wird auf die Beschlusslage der 225. Ständigen Konferenz der Innenminister und

-senatoren der Länder (IMK) vom 17. bis 19. Juni 2026 verwiesen (siehe Anlage). Da-

nach wird es für erforderlich gehalten, unter der Federführung des Bundes gemeinsam

mit den Ländern auf Basis und ggf. unter Weiterentwicklung der „Konzeption Zivile Ver-

teidigung“ von 2016 konkrete bundeseinheitliche Fähigkeitsziele festzulegen und für

deren Erreichung einen ressortübergreifenden Plan Zivile Verteidigungsfähigkeit 2029

unter Berücksichtigung aller vier Säulen der Zivilen Verteidigung zu erstellen. Dazu

haben der Bund und die Länder am 7. Juli 2026 ein neues für die Zivile Verteidigung

zuständiges Beratungs- und Koordinierungsgremium, die sog. „Bund-Länder-Arbeits-

gruppe Zivile Verteidigung/BLPg ZV“ (bisher Zivile Verteidigung/Zivil-Militärische Zu-

sammenarbeit [BloAG ZV/ZMZ]) unter Vorsitz des Bundesministeriums des Innern ge-

bildet.

Im Rahmen der Umsetzung des Operationsplans Deutschland (OPLAN DEU) hat die

IMK eine Bund-Länder-offene Arbeitsgruppe BLoAG ZV/ZMZ eingesetzt, in welcher

Sachsen durch das SMI vertreten wird. Diese Arbeitsgruppe hat mehrere Unterarbeits-

gruppen (UAG) gebildet, die sich vertieft mit einzelnen Themen der Zivilen Verteidigung

befassen und Konzepte, Leitlinien und dergleichen für die Praxis erarbeiten. In den im

folgenden benannten Unterarbeitsgruppen ist Sachsen ebenfalls durch das SMI vertre-

ten und erarbeitet gemeinsam mit Bund und Ländern weitere Handlungsfelder und Um-

setzungsschritte.

Die UAG „Risiko- und Krisenkommunikation in der Zivilen Verteidigung“ entwickelt der-

zeit Leitlinien für die Risikokommunikation von Behörden, die den betroffenen Stellen

anschließend zur Verfügung gestellt werden sollen. Die Arbeiten sind noch nicht abge-

schlossen.

Ebenso verhält es sich mit der UAG „Schutzraumstrategie“. Im Auftrag der 221. IMK

wurde durch den Bund ein Schutzraumkonzept erarbeitet und dieses zwischen Bund

und Ländern fachlich abgestimmt. Derzeit wird dieses Konzept durch den Bund finali-

siert. Ergänzend wurde die „Arbeitshilfe öffentliche Zufluchtsräume“ zur standardisier-

ten Erfassung von Schutzräumen erstellt. Die Umsetzung der Maßnahme soll zunächst

in Pilotprojekten starten. Nachdem das Bundeskabinett im Mai dieses Jahres den „Pakt

für den Bevölkerungsschutz“ beschlossen hat, wird nun mit der Erfassung von Zu-

fluchtsräumen in den Pilotkommunen begonnen. Aus Sachsen hat sich die Stadt

Chemnitz bereit erklärt, an dem Pilotprojekt teilzunehmen.

Die UAG „Wegweiser zur Zivilen Verteidigung in Kommunen" hat bereits erste Ergeb-

nisse vorgelegt: Am 19. Juni 2026 wurden die Arbeitshilfen „Basisszenarien im Kontext

der Zivilen Verteidigung“ und „Kreisbeschreibung für Zwecke der Zivilen Verteidigung“

veröffentlicht. Weitere Arbeitshilfen sind in Planung und sollen kommunalen Verantwor-

tungsträgern ein umfassendes Unterstützungsangebot bieten. Zu Einzelheiten wird auf

die Veröffentlichung des BBK verwiesen:

https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/06/pm-19-

basisszenario-kreisbeschreibung.html.

Von einer weiteren Beantwortung wird abgesehen, da im Ubrigen der Informations-

übermittlung zu weiteren Umsetzungsmaßnahmen auf Basis des OPLAN DEU und
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damit dem Informationsanspruch Uberwiegende Belange des Geheimschutzes im Sin-
ne des Artikel 51 Absatz 2 Verfassung des Freistaates Sachsen (SachsVerf) entgegen-
stehen. Es handelt sich um Informationen, die gemäß Nummer 8 in Verbindung mit
Nummer 3 der Verwaltungsvorschrift der Sächsischen Staatsregierung über die Be-
handlung von Verschlusssachen vom 4. Januar 2008 als GEHEIM und VS'-NUR FÜR
DEN DIENSTGEBTRAUCH eingestuft wurden.

Die Staatsregierung ist sich der herausgehobenen Bedeutung des parlamentarischen
Fragerechts für die in der Verfassung verankerte Funktion des Abgeordneten bewusst.
Allerdings ist dieses Fragerecht nicht schrankenlos. Bei ihrer Entscheidung hat die
Staatsregierung eine Abwägung zwischen dem Informationsrecht der Abgeordneten

und den Geheimschutzbelangen, insbesondere unter Berücksichtigung des Geheimhal-

tungsgrades, durchzuführen. Die erfragten Informationen zu Umsetzungsmaßnahmen
des OPLAN DEU lassen Rückschlüsse auf die vom Bundesministerium der Verteidi-
gung als GEHEIM eingestuften Teile des OPLAN DEU zu. Bei diesen Informationen
sind wichtige Geheimschutzbelange zu beachten, weil die nationale Sicherheit ein-
schließlich der deutschen Verteidigungsfähigkeit als bundesweites Schutzgut betroffen
ist.

Eine hieraus folgende mögliche dauerhafte Beeinträchtigung von Rechtsgütern war mit
dem Informationsinteresse der Abgeordneten abzuwägen. Die Abwägung ergab, dass

insbesondere der Geheimschutz gegenüber dem Informationsanspruch der Abgeord-
neten das gewichtigere Rechtsgut ist. Die Frage betrifft Umsetzungsmaßnahmen bzw.

Prozesse im Freistaat Sachsen auf Basis von vorliegenden Erkenntnissen aus dem

OPLAN DEU einschließlich der Begleitdokumente. Im vorliegenden Fall sind wichtige
Geheimschutzbelange betroffen, weil diesbezügliche Informationen in besonderem

Maße das Staatswohl berühren. Mit der Frage sollen konkrete Informationen heraus-

gegeben werden, welche sich auf den Inhalt von konkreten Umsetzungsmaßnahmen

und damit auch auf Arbeitsaufträge an Behörden, strategische Entscheidungen, Bewer-
tungsprozesse, Einbindung von Behörden und Dritten, Handlungsempfehlungen und

Leitlinien durch den Freistaat Sachsen auf Basis des OPLAN DEU beziehen.

Die Beantwortung dieser Frage lässt auch Rückschlüsse auf den Stand diesbezügli-
cher Maßnahmen zu. Daraus könnten konkrete Rückschlüsse auf den Umfang bzw.

das Maß der Sicherheitsmaßnahmen bzw. Vorbereitungsmaßnahmen auf dem Weg

zur Verteidigungsfähigkeit Deutschlands gezogen werden. Auch könnten damit Rück-

schlüsse auf konkrete Erkenntnislagen und sicherheitsrelevante Aktivitäten erfolgen.
Diese Informationen könnten mit Offenlegung im Rahmen der Kleinen Anfrage sofort

Schaden für die Wirksamkeit einzelner Umsetzungsmaßnahmen sowie dauerhaft

Schaden für die Gewährleistung der nationalen Sicherheit im Kontext des OPLAN DEU

nach sich ziehen. Die Offenlegung der begehrten Informationen könnte die weiteren

Aktivitäten in Umsetzung des OPLAN DEU erheblich erschweren. Dies würde wieder-

rum die Bewertung der nationalen Sicherheit einschließlich der deutschen Verteidi-

gungsfähigkeit als bundesweites Schutzgut betreffen. Die Staatsregierung hat in die
Abwägung einbezogen, ob andere Formen der Informationsübermittlung möglich sind,

die das Informationsinteresse des Parlaments unter Wahrung berechtigter Geheimhal-

tungsinteressen der Bundesregierung und der Staatsregierung befriedigen. Die oben

aufgeführten Gründe hindern auch eine Beantwortung der Kleinen Anfrage auf ande-
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rem Wege. Auch eine Behandlung der Antworten nach den Vorgaben der Geheim-
schutzordnung des Sächsischen Landtages (Anlage 4 der Geschäftsordnung des
Sächsischen Landtages [Anlage 4 GO SLT]) stehen wichtige Geheimhaltungsinteres-
sen entgegen. Der Kreis derjenigen, welche mit den geheimhaltungsbedürftigen Infor-
mationen befasst werden, muss zwingend auf ein Minimum reduziert werden, um eine
mögliche Beeinträchtigung der nationalen Sicherheit zu verhindern. Mit dem vorgese-
henen Verfahren wird der Kreis der Kenntnisnehmenden zwar verkleinert, aber im Er-

gebnis erhalten immer noch eine Vielzahl von Landtagsmitgliedern und Beschäftigten
der Landtagsverwaltung Kenntnis von den jeweiligen Informationen. Insbesondere be-
stimmt $ 7 der Anlage 4 GO SLT den Zugang zu den eingestuften Informationen: „Zu-
gang zu VS haben nach Maßgaben des Absatzes 2: Mitglieder und stellvertretende
Mitglieder des mit der VS befassten Ausschusses, die oder der Vorsitzende jeder im
Ausschuss vertretenen Fraktion, die Präsidenten oder der Präsident“. Auch das Verfah-
ren der Vervielfältigung gibt den jeweiligen Bediensteten der Landtagsverwaltung die
Möglichkeit der Kenntnisnahme. Dieser Kreis der potentiell kenntnisnehmenden Perso-
nen ist angesichts der Bedeutung gerade des Standes von möglichen Umsetzungs-
maßnahmen im Freistaat Sachsen zu groß. Sollten Informationen selbst unbeabsichtigt
an die Öffentlichkeit gelangen, bestünde die Gefahr für die benannten Rechtsgüter, die
gerade verhindert werden soll. Mit Blick auf den im Rahmen der Beantwortung zu betei-
ligenden Personenkreises kam die Staatsregierung daher zu dem Ergebnis, dass der

erforderliche Geheimschutz nur dann hinreichend gewährleistet werden kann, wenn die

Informationsübermittlung unterbleibt.

Darüber hinaus wurden im Rahmen der Berichterstattung zur Unterrichtung des Aus-
schusses nach Art. 113. der Sächsischen Verfassung (Notparlament) zum Thema
„Ssachstand der Planungen zur zivilen Verteidigung‘ (VS-NfD) prioritäre Handlungsfel-
der benannt sowie die dazugehörigen Planungsstände zu Maßnahmen im Rahmen der
Zivilen Verteidigung aktualisiert.

Frage 2:
Welche zusätzlichen Aufgaben sollen nach Kenntnis der Staatsregierung künftig
durch Feuerwehren, Hilfsorganisationen und Katastrophenschutzeinheiten über-

nommen werden?

Frage 3:
Welche zusätzlichen Personal- und Sachkosten werden hierfür bis 2030 erwar-

tet?

Frage 4:

Welche Auswirkungen erwartet die Staatsregierung auf die Einsatzbereitschaft
der Feuerwehren für ihre bisherigen Aufgaben im Brand- und Katastrophen-
schutz?

Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 2, 3 und 4:

Es ist derzeit nicht vorgesehen, den Feuerwehren, Hilfsorganisationen und Katastro-

phenschutzeinheiten im Wege zivilhoheitlicher Maßnahmen zusätzlich Aufgaben im
Zusammenhang mit dem OPLAN DEU zu übertragen. Davon unberührt ist die Möglich-
keit einer Beauftragung durch die Bundeswehr bzw. im Einzelfall möglicher Hilfeleis-
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tungsersuchen. Zu möglichen Auswirkungen auf die Einsatzbereitschaft können derzeit
keine belastbaren Aussagen getroffen werden.

Frage 5:

Welche Maßnahmen wurden bisher wegen fehlender finanzieller oder personeller
Ressourcen nicht umgesetzt?

Im Rahmen der Umsetzung des OPLAN DEU hat der Bund bzw. die Bundeswehr bis-
her nur allgemein gehaltene Anforderungen an die zivilen Stellen gerichtet. Die sich
daraus ergebenden konkreten Maßnahmen werden derzeit mit dem Landeskommando
Sachsen abgestimmt. Insoweit sind daher auch keine Maßnahmen im Zusammenhang
mit der Umsetzung des OPLAN DEU zurückgestellt worden.

Mit freundlichen Grüßen

in Vertretung

(tH N Y
Fear pie

Anlage
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Beschlussniederschrift

der 225. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder

vom 17. bis 19.06.26 in Hamburg

 

TOP 2 i. V. m. 77 und 81: Fahrplan Zivile Verteidigungsfähigkeit 2029

Berichterstattung: Hamburg / Bayern / Niedersachsen / Thüringen

Hinweise: IMK vom 11. bis 13.06.25 zu TOP 50 und 51

IMK vom 11. bis 13.06.25 zu TOP 57

IMK vom 03. bis 05.12.25 zu TOP 50 und 51

IMK vom 03. bis 05.12. 25 zu TOP 54

Beschlussvorschlag HH vom 06.05.26

alternativer Beschlussvorschlag BMI vom 15.05.26

aktualisierter alternativer Beschlussvorschlag BMI vom 29.05.26

Veröffentlichung: Freigabe Beschluss

Beschluss:

1. Die IMK stellt fest, dass die veränderte geopolitische Lage und insbesondere die von

Russland ausgehende Bedrohung für die Sicherheit in Deutschland und Europa eine voll

funktionsfähige Gesamtverteidigung Deutschlands erfordern, zu der neben der

militärischen als gleichrangige zweite Säule die Zivile Verteidigungsfähigkeit gehört. Sie

hebt hervor, dass entsprechend den aktuellen sicherheitspolitischen Szenarien die

vollständige Zivile Verteidigungsfähigkeit bis spätestens 2029 hergestellt sein muss.
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Sie ist davon überzeugt, dass es nur mit einer erheblichen gemeinsamen Kraftanstrengung

von Bund, Ländern und Kommunen gelingen wird, bis 2029 die Strukturen und die

Ausstattung des Zivilschutzes, die Versorgung der Bevölkerung und die Resilienz der

kritischen Infrastrukturen sowie der Staats- und Regierungsfunktionen so leistungsfähig

aufzustellen, dass sie ihre Funktion im Fall eines militärischen Konfliktes vollumfänglich

erfüllen können. Neben den erheblichen zu leistenden Anstrengungen auf Ebene der

Länder und Kommunen bedarf es einer zentralen Steuerung, Koordinierung und

rechtlichen Rahmensetzung durch den Bund.

Die IMK hält es für erforderlich, dass Bund und Länder gemeinsam auf Basis und ggf.

unter Weiterentwicklung der „Konzeption Zivile Verteidigung“ (KZV) von 2016

konkrete bundeseinheitliche Fähigkeitsziele festlegen und für deren Erreichung einen

ressortübergreifenden Fahrplan Zivile Verteidigungsfahigkeit 2029 unter

Berücksichtigung aller vier Säulen der Zivilen Verteidigung erstellen. Für den

notwendigen systematischen Prozess einschließlich zeitlicher und inhaltlicher

Priorisierung und Meilensteinplanung ist eine integrierte Bund-Länder-Arbeitsstruktur

unter Federführung des Bundes nötig:

e Künftig bilden der Bund und alle Länder auf der Ebene der für die Zivile

Verteidigung zuständigen Abteilungsleitungen ein Beratungs- und

Koordinierungsgremium.

e Die BLoAG ZV/ZMZ wird in „Bund-Länder-Projektgruppe Zivile Verteidigung

(BLPg ZV)“ umbenannt und tagt alle zwei Monate. Die IMK bittet das BMI, den

Vorsitz auf Abteilungsleiter-Ebene zu übernehmen. Die Länder übernehmen den

stellvertretenden Vorsitz.

e Die IMK bittet das BMI, das BMVg um Entsendung einer ständigen

Verbindungsperson zu ersuchen. Themenbezogen erfolgt die Hinzuziehung

betroffener Fachressorts.

e Das Gremium gibt sich einen schriftlichen Arbeitsplan und eine daran thematisch

orientierte Arbeitsstruktur.

e Die neue Arbeitsstruktur soll ihre Tätigkeit bis spätestens zum 01.08.26 aufnehmen

und bis zur Herbstsitzung 2028 abschließen.

Im Rahmen der Umsetzung des Fahrplans erklärt die IMK sich bereit, länderseitig den

Bund aktiv bei der Ausgestaltung dieser Aufgabe zu unterstützen.
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Sie stellt fest, dass für die zivile Unterstützung der Streitkräfte als eine der vier Säulen

der Zivilen Verteidigung mit dem OPLAN Deutschland bereits eine Konzeption der

Bundeswehr vorliegt, der allerdings eine spiegelbildliche Gesamtkonzeption auf ziviler

Seite fehlt. Sie hält es daher für notwendig, dem OPLAN im Rahmen des oben genannten

Arbeitsprozesses eine konsistente zivile Komplementärplanung gegenüberzustellen, in

der auch die rechtlichen Rollen und Befugnisse der zivilen und militärischen Seite sowie

mögliche Zielkonflikte zwischen Unterstützung der Streitkräfte und der Versorgung der

Bevölkerung zu klären sind.

Die IMK hält vor dem Hintergrund der beschriebenen Herausforderungen eine neue

Qualität der Zusammenarbeit zwischen den Akteuren der inneren und der äußeren

Sicherheit für notwendig. Sie befürwortet daher die engere Einbeziehung von BMVg und

Bundeswehr in die Arbeit der IMK. Sie spricht sich dafür aus, dass das BMVg auch

zukünftig auf Leitungsebene an der Plenarsitzung und themenbezogen an weiteren

Arbeitsformaten der IMK teilnimmt.

Die IMK ist davon überzeugt, dass für die notwendige enge Zusammenarbeit zwischen

zivilen und militärischen Strukturen, insbesondere für die erfolgreiche Umsetzung des

OPLAN Deutschland eine enge verlässliche Kooperationsstruktur vor Ort zwingend

erforderlich ist. Sie hält es daher für unabdingbar, dass die Landeskommandos als

bewährte Partner auf Landesebene erhalten bleiben und gestärkt werden.

Die IMK begrüßt die neue Struktur des BMI und die damit zum Ausdruck gebrachte

Absicht, vor allem das Thema der Zivilen Verteidigung personell, strukturell und

inhaltlich zu stärken. Sie bittet das BMI, die künftigen Arbeitsschwerpunkte der Zivilen

Verteidigung vorzustellen und die Umsetzung in eigener Zuständigkeit voranzutreiben.

Die Länder sagen hierbei ihre Unterstützung zu. Die IMK bittet den Bund, die

Umsetzung der Zivilen Verteidigung innerhalb der Ressortstränge fachlich zu begleiten.

Die IMK hält im Rahmen des Fahrplans Zivile Verteidigungsfähigkeit 2029 folgende

Aufgaben für vordringlich:

a) Das ZSKG sowie die Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze sind bis 2027 zu

überarbeiten und dabei darauf zu überprüfen, ob ihr Anwendungsbereich zumindest

in Teilen auf den Zeitraum im Vorfeld des äußeren Notstandes ausgeweitet werden

sollte.
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noch TOP 2 i. V. m. 77 und 81

Für die Bund-Länder-übergreifende Aufrechterhaltung der Staats- und

Regierungsfunktionen sind die infrastrukturellen Voraussetzungen, insbesondere eine

interoperable, hoch resiliente IT-Architektur und VS-Kommunikationsfähigkeit zu

schaffen.

Die Verfügbarhaltung kritischer Infrastrukturen, insbesondere der

leitungsgebundenen Versorgungsnetze, ist nicht nur durch möglichst wirksamen

Schutz, sondern vor allem durch planerische Stärkung von Redundanz und

Ausfallsicherheit sowie die Fähigkeit zur schnellstmöglichen Wiederherstellung zu

gewährleisten. Die IMK stellt klar, dass die Betreiber kritischer Infrastrukturen in der

primären Verantwortung stehen, die Resilienz ihrer eigenen Einrichtungen

sicherzustellen. Hierzu zählt u. a. die zentrale Bevorratung und Bereitstellung

größerer Ersatzkomponenten der Netzinfrastruktur.

Die Funktionsfähigkeit der Transportwege einschließlich der Schienenwege,

Flughäfen, Wasserstraßen und Seehäfen ist sicherzustellen. Gerade den deutschen

Häfen kommt eine entscheidende Rolle nicht nur im Rahmen der militärischen

Logistik, sondern insbesondere im Rahmen der Versorgung der Bevölkerung sowie

der Energieversorgung zu (u. a. Kohle, Mineralölprodukte).

Zielgerichtetes, abgestimmtes Handeln erfordert einen gemeinsamen Lageüberblick

und ein gemeinsames Lageverständnis. Dem Bund fällt insoweit die Aufgabe zu, bei

Lagen von nationaler Tragweite die verfügbaren Lageinformationen zu einem

gemeinsamen digitalen Lagebild zusammenzuführen und dieses den zuständigen

Stellen in Bund, Ländern und Kommunen zur Verfügung zu stellen. Entsprechend

der Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag sind deshalb ein Bund-Länder- und

ressortübergreifender Krisenstab der Bundesregierung und ein Nationales

Lagezentrum im Bundeskanzleramt einzurichten bzw. als Aufruforganisation

vorzubereiten.

Das bereits weitestgehend erarbeitete Schutzraumkonzept ist zeitnah vorzulegen und

mit einer gemeinsamen Umsetzungskonzeption zu unterlegen.

Die Selbstschutzkompetenz der Bevölkerung ist unter anderem durch

breitenwirksame Kommunikation, Zivilschutzkurse, Übungen und pädagogische

Vermittlungen der notwendigen Bevölkerungsschutzkenntnisse an den Schulen zu

stärken (vgl. IMK am 05.12.25 zu TOP 54).
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9.

noch TOP 2 i. V. m. 77 und 81

h) Die Befähigung der Bevölkerung, Desinformation zu erkennen, einzuordnen und

J)

damit umzugehen, ist daher unerlässlicher Teil gesamtstaatlicher Resilienz. Der

Umgang mit Desinformation einerseits und Informationen im Krisen- und

Spannungsfall andererseits ist ein wichtiger Baustein zur Erhöhung der

Selbstwirksamkeit. Das Thema Desinformation muss als wichtiger Ansatz und

Querschnittsthema im Rahmen der Stärkung des Selbstschutzes der Bevölkerung

einfließen.

Wirtschaft und Betreiber Kritischer Infrastrukturen sind systematisch in den

Zivilschutz einzubinden. Die IMK bittet den Bund, Akteure aus Politik, Verwaltung,

Wirtschaft, Medien und Zivilgesellschaft gezielt und nachhaltig miteinander zu

vernetzen und den Diskurs fachlich zu begleiten und zu unterstützen.

Die derzeit umgesetzten Module I und 2 der Mobilen Betreuungsreserve des Bundes

für den Zivilschutz (MBM 5.000) sind mit dem Ziel der Ausfinanzierung und der

Herstellung der Einsatzbereitschaft vollständig abzuschließen. Unter

Berücksichtigung der bei MBM 5.000 gewonnenen Erkenntnisse sind gemeinsam

mit den Ländern und den Hilfsorganisationen wirkungsvolle Maßnahmen zur

Stärkung der Betreuungskapazitäten im Rahmen eines Gesamtkonzepts Betreuung

weiterzuentwickeln und schrittweise umzusetzen.

Die IMK spricht sich dafür aus, die Maßnahmen zur Stärkung der Zivilen Verteidigung

mit denen von EU und NATO abzustimmen.

10. Die IMK bittet die BLPg ZV, der IMK den Arbeitsplan zur Kenntnis zu geben, sobald

dieser beschlossen ist.
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